
 

W
enn deutsche Truppen für 

den Frieden in die Welt 

ziehen, kann das nichts 

Gutes bedeuten. Der gebetsmühlen-

artig beschworene Pazifismus füh-

render Politiker in der Bundesrepu-

blik steht im krassen Widerspruch 

zur Realität deutscher Aufrüstung 

und der Anzahl an Kriegen mit ak-

tiver deutscher Beteiligung. Das legt 

das neue Friedensgutachten für das 

Jahr 2017 nahe.

Der Report, der jährlich von fünf 

Forschungseinrichtungen heraus-

gegeben wird, offenbart die Ord-

nung des Kapitalismus im Zerfalls-

prozess und eine von Deutschland 

dominierte EU. Der Bericht wurde 

am Dienstag in Berlin vorgestellt. 

Angeblich sei die US-Hegemonie 

durch die Regierung Donald Trumps 

auf dem Rückzug, meint Friedens-

forscher Peter Rudolph. Der Krieg 

in Syrien stehe »für einen verhee-

renden Zustand der internationalen 

Beziehungen«, erklärten die fünf 

Herausgeber Bruno Schoch, Andreas 

Heinemann-Grüder, Corinna Haus-

wedell, Jochen Hippler und Margret 

Johannsen. Gleichzeitig sind sich 

die Friedens- und Konfliktforscher 

nicht einig, inwiefern der mögliche 

Wegfall der USA als globale Macht 

für die Bestrebungen auf der Ebe-

ne der Europäischen Union kriege-

risch oder friedenspolitisch nutzbar 

gemacht werden könnte, um zu ei-

ner »multipolaren Weltordnung« zu 

gelangen. Man ist im allgemeinen 

pessimistisch – und das hat Gründe.

Der seit sechs Jahren andauern-

de »Bürgerkrieg mit internationaler 

Beteiligung« in Syrien – inzwischen 

nichts anderes als ein Stellvertreter-

krieg der Großmächte – habe bislang 

»eine halbe Million Todesopfer« ge-

fordert. Die »Zerstörung der Infra-

struktur und der Lebensgrundlagen 

trieben über die Hälfte der Bevölke-

rung des Landes in die Flucht«, mehr 

als zehn Millionen Menschen. Die 

Unterstützung der Oppositionsmi-

lizen insbesondere durch westliche 

Staaten sei ein Fiasko und einer der 

Hauptgründe für die Situation. Die 

Forscher führten zudem die fortge-

setzten Brüche mit der UN-Charta 

seit dem Ende der Sowjetunion in ih-

rer Stellungnahme aus: »Militärische 

Gewalt ohne Mandat ist illegal.«

Angesichts der fortschreitenden 

Entblößung der EU als imperiales 

Projekt Deutschlands, die Rheto-

rik der Stärke im Zuge des Austritts 

der Briten aus der EU, Frank-Walter 

Steinmeiers Artikel im Diplomaten-

blatt Foreign Affairs – in dem er die 

BRD im Juli 2016 unter dem Schlag-

wort »Der starke Mann Europas« zur 

Großmacht ausrief – erschienen die 

Forderungen nach »friedenssichern-

der« Aufrüstung in einem eindeutig 

kriegerischen Licht. In der US-For-

derung an die Vasallenstaaten, min-

destens zwei Prozent der Wirtschafts-

leistung in Aufrüstung zu investie-

ren, unterscheiden sich der neue und 

der alte Präsident der USA nur in der 

Art und Weise des Vortrags. Bereits 

Ende 2016 hatten Merkel und von 

der Leyen beiläufig das größte Auf-

rüstungsvorhaben der BRD seit der 

Wiederbewaffnung 1954 verkündet. 

»Dabei wird es nicht um 300 Mil-

lionen Euro gehen«, euphemisierte 

die Bundeskanzlerin das milliarden-

schwere Rüstungsprogramm – zum 

»Wohle Europas«.

Die Forscher nennen in ihrem Be-

richt nicht nur die direkte Beteili-

gung der Bundeswehr in Kriegsein-

sätzen, sondern exemplarisch die 

Bereitstellung deutscher Waffen für 

Saudi-Arabien und dessen Aggres-

sion im Jemen. Generell scheint die 

deutsche »Exportwalze« nicht nur 

ökonomisch zu verstehen, sondern 

auch militärisch abbildbar zu sein.

Siehe Seite 2

Im Angriffsmodus

Das größte Aufrüstungsvorhaben der BRD seit der 

Wiederbewaffnung 1954 ist im Gange: Bundes-

wehrsoldat in Masar-i-Scharif, Afghanistan
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Die ökonomische und militärische »Exportwalze«: Friedensgutachten 2017 

offenbart die Hybris deutscher Außenpolitik. Von Anselm Lenz
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D
ie Friedensforscher 

des Jahresgutachtens 

für 2017 nennen eine 

wachsende Zahl von offenen 

und verdeckten Kriegseinsät-

zen. Die BRD hat im letzten 

Jahr ein großes Aufrüstungs-

programm beschlossen. Wor-

in besteht es?

In der bundesrepublikanischen 

Debatte wird ja so 

getan, als sei das gan-

ze Aufrüstungspro-

gramm gekommen, 

weil es jetzt einen US-

amerikanischen Prä-

sidenten Trump gebe, 

aber das ist falsch. 

Der Beschluss war 

schon vorher da beim 

Warschauer Gipfel 

der NATO. Und den 

hat die Bundesregie-

rung einschließlich 

aller CDU- und SPD-

Minister mitgetragen. 

Und die SPD tut jetzt 

so, als hätte sie das 

gar nicht mitbeschlossen, und so 

macht sie jetzt Wahlkampf gegen 

sich selbst. 2016 lag der deutsche 

Militärhaushalt bei 34,3 Milliar-

den Euro, 2017 beträgt er 37 Mil-

larden Euro. Das sind acht Pro-

zent mehr und im investiven Be-

reich, wo es um Beschaffung von 

Kriegsgerät geht, zehn Prozent 

mehr. Das heißt, das jetzt wieder 

vermehrt Waffen angeschafft und 

produziert werden. Das erzeugt ei-

nen neuen Rüstungskreislauf. Die 

angeschafften Waffen sind insbe-

sondere für die Auslandseinsätze 

der Bundeswehr, und die werden 

ausgeweitet werden, darauf deuten 

die Anschaffungen hin. Die Statio-

nierung der deutschen Einheiten 

etwa in Litauen ist Teil der gesam-

ten Aufrüstungsspirale. Ich rech-

ne damit, dass es in den nächsten 

Jahren regelmäßig weitere Auf-

stockungen des Militärhaushaltes 

geben wird.

Rüstungsministerin Ursula 

von der Leyen kämpft gegen 

die Wehrmachtstraditionen. 

Ist das redlich?

Diese Debatte um die Wehr-

machtsbezüge der Bundeswehr 

stört die Regierung. Sie will ei-

ne vermeintlich saubere Armee in 

Kriege schicken. Klar ist, die Auf-

rüstung wird ein zentraler Punkt 

sein, den die nächste Bundesre-

gierung – und ich rechne damit, 

dass die große Koalition fortge-

setzt werden wird – weiter voran-

treiben wird. Die neuen Rüstungs-

programme werden Aufkäufe alter 

Panzerbestände beinhalten bis hin 

zur Kampfdrohne. Und die jetzi-

ge Bundesregierung wird noch vor 

dem Ende der Legislaturperiode 

eine ganze Reihe von Rüstungs-

projekten durch den Haushaltsaus-

schuss jagen, so dass dann heißt: 

»Feuer frei für zukünftige Kriegs-

beteiligungen und Auslandseinsät-

ze!«

Weite Teile linksliberaler, 

liberaler und konservativer 

Kreise in Europa und Nord-

amerika sind sich einig, dass 

Angela Merkel nun 

an die Spitze »der 

freien Welt« zu tre-

ten hat. Was ist da-

von im Licht dieser 

Aufrüstungsmaß-

nahmen zu halten?

Gar nichts. Weil es 

einen Rüpel gibt im 

amerikanischen Prä-

sidentenamt der USA, 

tut man so, als ob An-

gela Merkel irgendei-

ne vernünftige Politik 

machen würde. Das 

pure Gegenteil ist der 

Fall. Merkel betreibt 

innerhalb der EU ei-

ne Dominanzpolitik übelster Art 

mit ihrem Finanzminister Wolf-

gang Schäuble. Es handelt sich 

um eine Etablierung der EU als 

Imperialmacht unter deutscher 

Führung. Wenn wir uns anschau-

en, wie die Grenzsicherungen 

ablaufen, ist das im Vergleich zu 

den USA und Trump qualitativ gar 

nicht anders. Man hält die Flücht-

linge draußen und zwar mit mili-

tärischen Mitteln. Wir bräuchten 

statt Aufrüstung zwei Prozent der 

Wirtschaftsleistung für Diploma-

tie und Abrüstung.

Will die BRD Weltmacht wer-

den?

Das ist sicher einer der Hinter-

gründe hinter der neuen Rhetorik. 

Man will einerseits die EU unter 

deutscher Führung zur Weltmacht 

aufbauen, sowohl wirtschaftlich 

als auch militärisch. Und anderer-

seits innerhalb der NATO den eu-

ropäischen Pfeiler weiter stärken. 

Das heißt kooperative Rhetorik ei-

nerseits, konfrontative Taten ande-

rerseits. Dazu kann man nur klipp 

und klar sagen, was da im Moment 

passiert, ist mit etwas freundliche-

ren Mitteln eine imperiale Politik 

zu machen, die im Effekt der US-

Politik sehr ähnlich ist. Zu beiden 

kann man nur sehr deutlich nein 

sagen.

Interview: Anselm Lenz

Argentiniens Außenministerin 

wandert aus

Buenos Aires. Argentiniens Außenmini-

sterin Susana Malcorra hat ihren Rück-

tritt »aus persönlichen Gründen« ange-

kündigt. Einem Bericht der spanischen 

Nachrichtenagentur EFE zufolge will 

die Diplomatin das südamerikanische 

Land verlassen und künftig in Spani-

en leben. Zum Nachfolger bestellte 

Staatschef Mauricio Macri den bis-

herigen argentinischen Botschafter in 

Paris, Jorge Faurie. (AVN/jW)

Erneut Kämpfe im Süden 

der Philippinen

Marawi. Im Süden der Philippinen sind 

Regierungstruppen den achten Tag in 

Folge gegen islamistische Milizen vor-

gegangen. In Marawi, 800 Kilometer 

südlich der Hauptstadt Manila, flog das 

Militär am frühen Dienstag morgen 

Luftangriffe. Die ganze Nacht hindurch 

hatten sich zuvor Soldaten Schusswech-

sel mit den Aufständischen geliefert. 

Bisher kamen mehr als 100 Menschen 

ums Leben, darunter mindestens 24 Zi-

vilisten. Viele Einwohner Marawis sind 

vor den Kämpfen geflohen.

Die Islamisten gehören überwiegend 

zur Gruppe »Maute«, die der Dschi-

hadistenmiliz »Islamischer Staat« die 

Treue geschworen hat. Sie hatten Ma-

rawi Anfang vergangener Woche ange-

griffen, nachdem ein örtlicher Anführer 

festgenommen worden war. (dpa/jW)

Waffenlagerexplosion 

legt Hennef lahm

Hennef. Ein Sammler scharfer Welt-

kriegsmunition, die er nach eigener 

Aussage auf Flohmärkten kaufte, hat 

versehentlich eine Serie von Explosio-

nen und einen Großeinsatz in Hennef 

an der Sieg ausgelöst, wie die Polizei 

in der Nacht zu Dienstag mitteilte. 

Aufgrund der Detonationen musste 

der Strom im Viertel zeitweilig ab-

geschaltet werden, eine Bahnstrecke 

und die angrenzende Autobahn 560 

wurden abgesperrt, eine Gefahrenzo-

ne mit einem Radius von 100 Metern 

eingerichtet. Auf seinem Grundstück 

in Nordrhein-Westfalen bewahrte der 

51jährige inzwischen Festgenommene 

die Sprengkörper in einer Kiste auf. 

Vermutlicher Auslöser: Die Hitze 

der Sonne. Verletzt wurde niemand. 

Brandexperten der Polizei ermitteln 

weiter die genauen Umstände. (dpa/jW)

Porsche SE 

hortet Milliarden

Stuttgart. Die VW-Dachgesellschaft 

Porsche SE (PSE) tut sich trotz gutge-

füllter Kasse weiterhin schwer, Investi-

tionspläne zu verwirklichen. Man habe 

in den vergangenen Jahren 1.200  Be-

teiligungen geprüft, sich bei der Abwä-

gung von Chancen und Risiken aber 

oft gegen den Einstieg entschieden, 

sagte der zuständige Porsche-Vorstand 

Philipp von Hagen am Dienstag auf der 

Hauptversammlung der Finanzholding 

in Stuttgart. Eine einzige Beteiligung 

wurde verwirklicht – 2013 kaufte die 

PSE zehn Prozent der Verkehrsdaten-

firma Inrix für 41 Millionen Euro. Als 

Nettoliquidität verfügt die PSE über 

rund 1,3 Milliarden Euro. (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Premier Narendra Modi und Angela Merkel beim gemeinsamen »Wirtschaftsgipfel« am Dienstag

Merkel umwirbt Indien
Konsultationen: Verhandlungen zum »Freihandel« sollen belebt werden

B
undeskanzlerin Angela Mer-

kel (CDU) hat im Beisein von 

Regierungschef Narendra Modi 

darauf gedrängt, die stockenden Ver-

handlungen über ein »Freihandelsab-

kommen« zwischen der EU und Indien 

wiederzubeleben. Derzeit sehe man in 

der Welt viele protektionistische Ten-

denzen, sagte sie am Dienstag auf einem 

deutsch-indischen Wirtschaftsforum. 

Die Bundesrepublik wolle aber einen 

offenen und fairen Austausch von Wa-

ren und Dienstleistungen. »Deshalb le-

gen wir Wert darauf, dass wir bei den 

EU-indischen Freihandelsabkommen 

vorankommen.« Merkel kündigte an, 

Deutschland werde sich energisch ein-

setzen, um diesen Prozess zu forcieren.

Auch ansonsten bemühten sich 

Kanzlerin und Premierminister um Har-

monie. Beide äußerten den Willen und 

die Bereitschaft, die gegenseitigen Be-

ziehungen intensiver zu gestalten. Und 

wenn deutsche Firmen an der Moderni-

sierung des indischen Schienenverkehrs 

beteiligt würden, hätte das sicher eine 

symbolische Bedeutung, sagte Merkel. 

Die Gesprächspartner einigten sich 

auf Investitionen in Milliardenhöhe.

Allerdings dürfte das »Freihandels-

projekt« schon deshalb nicht glatt über 

die Bühne gehen, weil sich Struktur und 

Bedürfnisse der jeweiligen Wirtschafts-

räume zum Teil erheblich unterschei-

den. Indiens Wirtschaft hat Schutz (Pro-

tektion) nach wie vor nötig, und das 

wissen auch Politikerinnen, die gerne 

mit Schlagwörtern wie »Protektionis-

mus« um sich werfen. Seit 2012 liegen 

die Verhandlungen zwischen Brüssel 

und Neu-Delhi über ein Abkommen 

auf Eis. Obwohl Modi wie keiner seiner 

Vorgänger der neoliberalen Doktrin an-

hängt, kann er dem gigantischen Markt 

des 1,3-Milliarden-Einwohner-Staates 

keinen derartigen Schock versetzen und 

EU-Konzernen auf dem Subkontinent 

nach Belieben freie Hand lassen.

So werden sich die großen Autoher-

steller vermutlich weiter darüber be-

schweren dürfen, dass sie hohe Zölle auf 

ihre Importwagen in Indien zahlen müs-

sen – was die dortige Konkurrenz von 

Tata und Co. schützen soll. Ebenso ver-

heerend wäre eine Marktliberalisierung 

im Einzelhandel – hier verdienen sich 

Millionen indischer Kleinstunternehmer 

ihren kargen Lebensunterhalt. Die gro-

ßen Ketten würden diese Konkurrenz 

rasch verdrängen und die ohnehin per-

manent angespannte Beschäftigungssi-

tuation erheblich verschärfen.

Andererseits haben Indiens Mul-

tis den Weltmarkt im Blick, was Modi 

zwingt, deren Interessen entgegenzu-

kommen. In welchem Maße das ge-

schehen wird, bleibt abzuwarten. Ein 

Abkommen dürfte jedenfalls noch eine 

Weile auf sich warten lassen. Dabei be-

kommt das Land wegen des Konfliktes 

zwischen EU und der US-Administra-

tion zusätzliches Gewicht als Partner. In-

dien gehört zu den Top Ten der globalen 

Wirtschaftsmächte. Und – was für das 

deutsche und EU-Kapital besonders ver-

lockend ist – es bietet hochqualifizierte 

Arbeitskräfte für all jene Tätigkeiten, 

die »ausgelagert« werden können, zum 

Dumpingpreis. Angela Merkel hat das 

erkannt und das Land bei den gemeinsa-

men Regierungskonsultationen als wich-

tigen strategischen Partner Deutschlands 

gewürdigt.

(Quellen: Reuters, dpa) Dieter Schubert
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»Feuer frei 
für künftige 
Kriegseinsätze«
Friedensrhetorik paart sich mit 

aggressiver Kriegspolitik. Das 

Friedensgutachten 2017 liegt vor. 

Gespräch mit Tobias Pflüger

Tobias Pflüger ist Frie-

densforscher und stellver-

tretender Vorsitzender der 

Partei Die Linke
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